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In Erinnerung an Rechtsanwalt
em. Hon.-Prof. Dr. Franz Helbich

Am 27. 6. 2012 verstarb Dr. Franz Helbich, Honoratprofessor der Wirtschaftsuniversität

r'ien und emeritierter Rechtsanwalt, nach kurzer Krankheit im 88. Lebensjahr. Sein Tod hin-

äørut nicht nur in seinem Familien- und Freundeskreis, sondem auch im Rechtsleben eine

große Lücke'

Franz Hetbich wurde am2l.9. 1924 inLinz geboren und wuchs in Sarmingstein an der

auf, wo seine Eltem mehrere Steinbrüche be-

emeinde St. Nikola besuchte er von 1934 bis
ediktiner in Seitenstetten und maturierte 1942
is 1945 den obligatorischen Kriegsdienst. Ver-
nschaft, doch gelang ihm bereits nach einigen
ngenenlager bei Zweftl. Nach dem Krieg stu-

der Universität Wien und promovierte 1949.

Während der Gerichtspraxis arbeitete er ua als provisorischer Finanzkommissär in den Fi-

nanzsenaten des VwGH; seine erste berufliche Tätigkeit sollte prägend für sein gesamtes wei-

teres Berufsleben bleiben. Nach dem Gerichtsjahr arbeitete Franz Helbich als Rechtsanwalts-

anwdrter bei Wiener Rechtsanwälten, vor allem auf dem Gebiet des Steuerrechts, und legte

1951 die Rechtsanwaltsprüfung ab. In dieser Zeitverfassle Franz Helbich in der'Wochenzei-

tung ,,Die Furche" seinen ersten steuerrechtlichen Artikel über Scheingewinne, der vom da-

malìgen Generalsekretär der Vereinigung Österreichischer Industrieller Dr Franz Fetzer gele-

sen wurde. Dr Franz Fetzer lud darauf hin Franz Helbich zur Mitarbeit bei der Vereinigung

östeneichischer Industrieller ein, für die er 25 Jahre von Dezember 1951 bis Dezember 1976

arbeitete. 1961 wurde er zùm Leiter der Abteilung für Steuer- und Finanzpolitik bestellt, im

Februar 1977 ntm leitenden Sekretär und von September 1914bis Dezember 1976 ubte er

die Funktion des Generalsekretärs der Vereinigung Österreichischer Industrieller aus.

Aus persönlichen Gründen trennte sich Franz Helbich im Dezember 1916 von der Ver-

einigung Östeneichischer Industrieller und kehrte wieder in seinen erlernten Beruf eines

Rechtsanwalts zurück. Seine wissenschaftlichen Arbeiten zum Umgründungssteuerrecht und

seine reichen Erfahrungen im täglichen Umgang mit industriellen Unternehmern schufen

ideale Voraussetzungen für die erfolgreiche Ausübung des Beruß eines 
'Wirtschaftsanwalts;

in sehr kurzer Zeit wtrde Franz Helbich zu einem im In- und Ausland gesuchten Berater in
wirtschaftsrechtlichen Fragen mit dem Schwerpunkt Umgründungsrecht. Nicht nur die Unter-
nehmer selbst, sondem auch Steuerberater und Rechtsanwälte, die mit den meist sehr kom-
plexen Fragestellungen des Umgrtindungsrechts nicht so sehr vertraut waren, wandten sich
an Franz Helbich und suchten seinen Rat.

Die Arbeit yon Franz Hetbich als Rechtsanwalt war durch sein großes Verständnis für
wirtschaftliche Zusammenhänge gepràgt; seine persönlichen Eigenschaften wie Fleiß, analyti-

isten unver-
ausstrahlen-

. Es übenascht daher nicht, dass Franz Helbich wegen seiner rechtlichen Kenntnisse und
seines wìrtschaftlichen'Weitblicks überdurchschnittlich oft in Außichts- und Beiräte berufen
wurde. Viele Jahre war er Mitglied des Aufsichts- bzw Beirats von bedeutenden Unterneh-

wie Billa, Colonia Versicherung, Bankhaus Winter, Stadlbauer Baustoffe, Rauch Frucht-
und Getzner Textil.
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Bereits während seiner Tätigkeit flir die Vereinigung Östeneichischer Industrieller trat
Franz Helbich als Autor von Fachaußätzen und Beiträgen hervor, kommentierte ab 1964 re-
gelmäßig die Rsp der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts in Abgabensachen in der Zeit-
schrift ,,Die Industrie" und beschäftigte sich intensiv mit steuerrechtlichen Fragen wd finanz-
politischen Themen (zB: Die Mobilität des Kapitals und das Steuerrecht, ÖStZ 1968, 106;

Einwirkungen der Steuerpolitik auf eine wachsende Wirtschaft, 'Wirtschaftspolitische Blätter
4lslt968).

In seine Zeit bei der Vereinigung Österreichischer Industrieller ÍÌillt die Gesetzwerdung
des Strukturverbesserungsgesetzes (StruktVG), dessen Entstehung untrennbar mit dem Na-
men Franz Helbich verbunden ist. Durch seine fachliche Beschäftigung mit dem Unterneh-
menssteuenecht und seine berufliche Arbeit für die Industrie erkannte er das Bedürfnis nach
einem Gesetz, das weitestgehend abgabenneutrale Veränderungen der Untemehmensformen
ermöglicht, um auf die Dynamik der V/irtschaft reagieren zu können. Vor allem den Bemü-
hungen von Franz Helbich ist es zu verdanken, dass am 23. l. 1969 das Bundesgesetz über
steuerliche Maßnahmen zrfi Verbesserung der V/irtschaftsstruktur (Strukturverbesserungs-
gesetz), BGBI 1969169, beschlossen wurde. Das wirtschaftspolitische Ziel des StruktVG, die

Stärkung der 
'Wettbewerbsfáhigkeit durch Verbesserung der Struktur der Unternehmungen im

'Wege der Konzentration, wo notwendig aber auch im Wege der Dezentralisation, und die

weitgehende Abgabenneutralität dieser Strukturanpassungen wurde voll erreicht, sodass das

zunächst auf zwei Jahre befristete StruktVG immer wieder verlängert und letztlich zum Dau-
erecht wurde, wie dies von Franz Helbich schon Anfang 1970 (!) gefordert wurde.

Das StruktVG hat sich also rasch bewährt. Allein von Juni 1969 bis Juni 1974 sind aus

den im amtlichen Teil der ,,Wiener Zeilung" ersichtlichen handelsrechtlichen Vorgängen

1.852 Umgri.indungen bekannt (davon entfielen rund 6l o/o auf Einbringungen in Kapitalge-
sellschaften nach Art III, je rund 15 o/o auf Verschmelzungen und Umwandlungen, der Rest

auf Zusammens chlüs s e).

Nicht nur am Zustandekonìtnen, auch an der Fortentwicklung des StruktVG hatte Franz
Helbich ebenso maßgebenden Anteil. Nicht wenige Regelungen des derzeit geltenden Um-
gründungssteuergesetzes (UmgrStG), BGBI 19911699, das gegenüber dem in vier Artikel ge-

gliederten StruktVG um Art V (Realteilung) und Art VI (Spaltung) erweiteft wurde, gehen

auf Anregungen von Franz Helbich zurück.

Zusàtzlich zur Entstehung des StruktVG hat sich Franz Helbich große Verdienste für die
Praxis durch die Verfassung des Bandes 1 in der von Univ.-Prof. Dr. Gerold Stoll herausgege-
benen Schriftenreihe zum österreichischen Abgabenrecht mit dem Titel ,,Umgründungen auf
der Grundlage des Strukturverbesserungsgesetzes" erworben. Franz Helbich verfasste nicht
nur einen steuerechtlichen Kommentar zu dem damals zeitlich begrenzten StruktVG, son-

dern legte eine beeindruckende Gesamtdarstellung vor. Auf der Grundlage von gesellschafts-

und handelsrechtlichen Ausführungen behandelte er parallel ausführlich die steuerlichen Fra-
gen lZm Umgründungen mit dem Schwergewicht der vielfältigen Problematik der Gewinn-
verwirklichung als zentr alem Phänomen des B ilanzsteuerrechts.

Die im September 1969 erschienene erste Auflage war bereits nachkurzer Zeit vergriffen,
sodass bereits 1970 die zweite, unveränderte Auflage dieses'Werks veröffentlicht wurde. Das

Umgrtindungsrecht wurde zunehmend komplexer und vielschichtiger, sodass 1975 unter Mit-
arbeit von RA Dr. Franz Eckert sein 

'Werk in dritter, erweiterter Auflage erschien. Nach den

beiden Ergänzungskommentierungen,,Neuerungen im Strukturverbesserungsrecht" (1982 und
1984) folgten 1990 die vierte, nochmals stark erweiterte Auflage und 1993 die gemeinsam
mit Ministenakat Dr. Werner Wiesner verfasste fünfte Auflage des Kommentars; diese Auf-
lage bezog sich nicht mehr auf das StruktVG, sondern bereits auf das neue UmgrStG.
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Vorwoft

egründete Standardkommentar zum Umgrün-
', das er bis zuletzt gemeinsam mit Ministeri-
r Prof. Dr Karl Bruclcner in vier Bänden he-
ermüdlich besorgt war. Die Verfasser dieses

m Werk mitarbeiten zu dürfen.

Neben dem Umgründungsrecht hat sich Franz Helbich intensiv mit Fragen der Unterneh-

lge als weiterem Arbeitsschwerpunkt auseinandergesetzt. 1984 hielt er einen Vor-

aî der Wirtschaftsuniversität Wien zum Thema Unternehmensnachfolge, in dem er das

eines Stiftungsrechts als sinnvolle Ergänzung des Untemehmensnachfolgerechts be-

Er rutzte seine vielen Kontakte zu Interessenvertretungen und politischen Meinungs-

um mit Nachdruck ein modemes zivil- und steuenechtliches Stiftungsrecht einzufor-

Nach zuletzt massiven Forderungen der Vereinigung Östeneichischer Industrieller und

Wiftschaftskammer wurde 1993 das Privatstiftungsgesetz (PSG), BGBI 19931694, be-
en und ist mit 1.9. 1993 in Kraft getreten. Ohne die maßgebenden Impulse von Franz

wäre dies kaum denkbar gewesen

Auch das PSG kann als Erfolg bezeichnet werden; derzeil bestehen rund 3.300 nach dem

errichtete Privatstiftungen in Österreich.

Nach seiner Emeritierung als Rechtsanwalt im Jänner 1994 blieb Franz Helbich der

anwaltskanzlei Kunz Schima..Wallentin, deren Partner Mag. Dr Eberhard Wallentin
mit Franz Helbich von 1987 bis 1993 eine Rechtsanwaltsgemeinschaft geführt

freundschaftlich verbunden und bereicherte durch seine Kenntnisse und großen Erfah-
stets die juristische Diskussion. Bis zuletzt war Franz Helbich im Büro anzutreffen

trnd war willkommener Gast der Veranstaltungen der Rechtsanwaltskanzlei Kunrz Schima
Wallentin. Viele werLvolle Anregungen und Hinweise aus dieser Zeit gehen auf ihn zurück.
Noch Ende Oktober 2011 nahm er mit großem Engagement am4. Liechtensteinischen Stif-
tungsrechtstag in Vaduz tell. Das Abendessen davor endete weit nach Mitternacht und nicht

reichlich guten Wein. Am Schluss waÍen alle müde, außer Franz Helbich, der noch zu
Erörterungen ansetzte. Das hinderte ihn nicht, am nächsten Morgen fit für

Veranstaltung zu sein. Die lebhaften Unterredungen, die er dabei vor allem mit jungen
(zB mit Assistenten von Herm Professor Francesco Schurr) pflegte, veranlass-

seine Gesprächspartner zu der Feststellung, Professor Helbich sei ein ,,Phdnomen".

Schon daraus wird deutlich, dass es viel zû kurz gegriffen wäre, Franz Helbich (nur) als
des Rechtslebens zu verstehen. Franz Helbich antwortete einmal auf die Frage,

er an die nächste Generation weitergeben wolle, dass es nicht nur notwendig sei, Quali-
zu leisten, wenn man sich weiterentwickeln möchte, sondern dass es seiner Mei-

nach auch wichtig sei, ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Sachwissen und charak-
die auch mit einer philosophischen bzw religiösen 

.Weltanschauung 
zu

und dass neben Sachwissen auch Bildung und die Beschäftigung mit
Kunst wesentlich se1en.

Diesem von ihm formulierten Vorbild hat Franz Helbich exakt entsprochen
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In Erinnerung an Rechtsanwalt em. Hon.-Prof. Dr. Franz Helbich

Eberhard Wallentin I Georg Schima

Es gab nahent kein Gebiet, auf dem man sich mit Franz Hetbichnicht unterhalten konn-te: über Geschichte ebenso wie über Philosophi., ,iù.. tvtusik und bildenJe Kunst, über poli-
rs zeichnete Franz Herbich aus, dass ..in ,.g.r-Interesse und seineebrochen waren. Aktuellen Erkenntnisr.r, uãJ k irrrrig.n Entwick-
dabei deutlich.-.T ars Ereignissen der v.rg*À"nrreit. Mit unvor_eingenommener offenheit und großem verständni. ,,rJht" er die Nähe zu jungen Leuten, dieer oft tatkräftig unterstritzte, ermunterte und ftirderte.

Ein besonderes Interesse von Franz Hetbich galt der bildenden Kunst. sein Geschmackwar dabei sehr breit gestreut
denschaft richtete sich freilic
tion - lange bevor diese allgen
o tt o Mau er v erband Franz- Herb i ch eine beiderseits befruchte
te man mitFranz Hetbich überKunst diskutiere" 

"r¿¡.¿"s 
neue Bild, das in unseren Kanz-wurde, machte

harr ihm dabei, i,iå:'_i,3,ä
geren zu wünschen. 

solch vorurteils ie Kunst wäre vielen weit Jün-

Große Freude bereitete Franz Hetbich außerdem sein wirken im Männergesangsverein.Konzerte' an denen er mitwirkte, beschränkten sich ni.ht uur wien. Im Bus ging man viel-mehr auf 
"Toumee" - auch in andere Länder. Seine Reiselust war auch sonst bis fast n¿.letztungebrochen' Rom, Schottland, Piemont,^Istanbul, ¡a ,ogu. Indien (teilweise im zeltl)warenZiele aus denletzten Jahren vor seinem Ableben.

Trotz seiner beruflichen Anforderungen und seiner vierfii
fand Franz Hetbích dennoch zeit fin seine Familie. Er war eivater seiner flinf Kinder und immer fi'r seine Familie da, weälteste Tochter Elisabeth 2000 schwer erkrankte, fuhr er n¿. ihrin ihre neue Heimat Mexiko,um ihr in den letzten wochen des Kampfe, g"gán ihre heimtückische Krankheit beizustehen.

Als (Mit-)Erfinder des StruktvG und des PSG wird. Franz Hetbichunvergessen bleiben.
Jene' die ihm persönlich begegneten, werd en Franz Hetbich als scharßinnigen Juristenund als Persönlichkeit mit hohe-r Éildurrg, großem Einflihrungsvermögen und als stets auÊ

ff,1:ll"tttnen 
und deruroch traditionell"n.tù"rt"r, u.rurrnd.rr"n'M.n."ñ.; i, Erinnerung be-

Vru
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OGH, in FS Peter Doralt (2004) 560; Schirua G., Business Judgment Rule und Beweislastverteilung bei
d_er Vorstandshaftung nach US-, deutschem und östereichischeñ Recht, in BaudenbacherlKokott/Sp-eitler
(Hfg), Aktuelle Entwicklungen des Europäischen und Intemationalén Wirtschaftsrechts Q0I0) 369;
Sghima G., Kontrolldefizite im Östeneichischen und Liechtensteinischen Stiftungsrecht, iì FS-Dellé
Kath (?013) 8a7; Toyggler -ÉL, Rezension zu Krejci, Die Aktiengesellschaft als Siifter; 12;
U_n-ger, Professionalisierung im Stiftungsmanagem-ent, Aufsichtsrai aktuell 2013 H 5, i E.l
schima G.,rn Erinnerung an em RA Honprof Dr Franz Helbich, GesRZ 2012,263; hte
und Pflichten des Stiftungsvorstands in der gesetzestypischen, der ,,begünstigtendominierten", der ,,stiÊ
terdominierten" und in der ,,vorstandsdominierten" Þiivatstiftun g, in katssi Aktuelle Fragen des Stif-
tungsrechts (2014) 4r; zwick, Die Privatstiftung als Konzernspitzé, GesRZ zoog, z7g.

Nach österreichischem Recht waren vor der Einführung des Privatstiftungsgesetztes
(PSG) nur Stiftungen mit gemeinnützigen und mildtätigen Zwecken zulässig. Dass die Privat-
stiftung in Österreich nunmehr als (mittelbare) Trägeriã von Unternehmen fungieren kann, ist
in hohem Maße auf den unermüdlichen Einsatz von Franz Helbich zuruckzufuhren, der wohl
der wesentliche Impulsgeber für die Einflihrung eines modemen und auch für wirlschaftliche
Tätigkeiten offenen Stiftungsrechts war und dessen Vorstellungen die Entwicklung des PSG
maßgeblich beeinflusst haben.r Die Pflichten des Stiftungsvorstands einer solchen Unterneh-
mensträgerstiftung soll dieser Beitrag beleuchten, ebenso wie die verschiedenen Gestaltungs-
möglichkeiten des Organisationsgefüges der Privatstiftung, um den Stiftem und Begünstigten
die Mitbestimmung bei der unternehmensführung zu gewährleisten.

I. Allgemeine Pflichten des Stiftungsvorstands
Der Stiftungsvo und Geschäftsfi.ihrungsorgan der privatstiftung.

Oberstes Gebot bei gkeit ist die Erfüllung des Stiftungszwecks und
die Einhaltung der gserklärung ($ 17 Abs 1 PSG). Der Stifterwille
ist für den Vorstand nur insofern maßgeblich und beachtlich, als er sich in der Stiftungserklä-
rung niederschlägt, denn ab Errichtung der Privátstiftung ist diese ein selbständiges, vom Stif-
ter unabhängiges Rechtssubjekt, und der Stifter kann nur unter bestimmten Voraussetzungen
Einfluss üben.2 Stifter haben die Möglichkeit, mittels Änderung der Stiftungserklärung, die
sie sich aber gem $ 33 Abs 2 PSG in der Stiftungsurkunde ausdrücklich vorbehalten müssen,
die Stiftungnachträglichzu gestalten.3 Außerdem ist es zulässig, dass sich Stifter durch ent-
sprechende Verankerung in der Stiftungserklärung die weiter unten beschriebenen Zttstim-
mungs- und 'Weisungsrechte 

sichern und so Einfluss auf die Geschäftsführung des Vorstands
nehmen. Schließlich können nach den Vorstellungen des Stifters auch andere (zB mit.Be-
günstigten besetzte) Organe bestimmte Kompetenzen, wie Zustimmungs-, Weisungs-, Úber-
wachungs- und Kontrollbefugnisse, übernehmen, sofern dies in der Stiftungserklärung fest-
gelegt wird (vgl auch dazu unten).

Jegliche (formlose) Einflussnahme auf den Stiftungsvorstand, die nicht von entsprechen-
den Regelungen in der Stiftungserklärung gedeckt ist, bindet diesen daher nicht. In der Praxis
zeigt sich, dass die Trennlinie zwischen Stifter und Stiftung oft nicht so streng gesehen wird,
und auch aus menschlichen Gründen und für ein respektvolles ,,Miteinander" wird ein StiÊ
tungsvorstand die Willensäußerungen des Stifters nicht einfach ignorieren. Der Vorstand ist
bei ,,Weisungen" und Wünschen von Stiftern oder Begünstigten aber verpflichtet, deren mög'
liche Umsetzung mit der Sorgfalt eines gewissenhaften Geschäftsleiters ($ 17 Abs 2PSG) zrt

Vgl den Nachruf von [Yallentin E.lSchima G., GesRZ 2012, 203.
Vgl schon die ErläutRV 1132 BlgNr 18. Gp 27 nt g 17 Abs I pSG.
YgI zur Andçrungsbefirgnis ausfübr\ich Arnotd ¡/., ÈSG3 g 33 Rz 35 ff.

I

2

3
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prüfen und eigenverantwortlich zt entscheiden, ob die Maßnahme auf Basis der Stiftungs-
erklärung zulässig ist.a

Neben Stiftungszweck und Stiftungserklärung muss der Stiftungsvorstand das Gebot der
Sparsamkeit beachten und darf Ausschütfungen an Begünstigte nur dann gewähren, wenn da-
durch nicht die Ansprüche von Gläubigern geschmäler1 werden ($ 17 Abs 2 PSG). Bei all
seinen Tätigkeiten hat er die Sorgfalt eines gewissenhaften Geschäftsleiters walten zu lassen.5

Die Aufgaben eines Stiftungsvorstands betreffen zu einem Teil sämtliche Stiftungen glei-
chermaßen6 (gesetzliche Befugnisse und Pflichten wie die Vertretung der PS, bestimmte An-
meldungen zum Firmenbuch, Rechnungslegung und generell die Zttwendung an die Begüns-
tigten der Stiftung), zum anderen hängen die spezifrsche Tätigkeit und das Tagesgeschäft
ganz stark vom jeweiligen Stiftungszweck ab und sind daher höchst individuell. Eine Famili-
enstiftung, deren Zweck die Versorgung von Nachkommen des Stifters ist und die ,,nur" über
Bar- und Immobilienvermögen verfügt, das zwar ertragreich, aber möglichst risikolos ver-
anlagt und vetwendet werden soll, birgt andere Aufgaben für den Stiftungsvorstand als die
Führung einer Stiftung, die eine Kunstsammlung zu verwalten hat. Die Aufgaben des Vor-
stands einer Unternehmensträgerstiftung sind wiederum andere und sollen im Folgendenktrz
beleuchtet werden.

rr. Spezifische Pflichten in Unternehmensträgerstiftungen
Die unmittelbare Untemehmensträgerstiftung, dh eine Stiftung, die selbst ein Unterneh-

men betreibt, ist wegen des Verbots von über eine bloße Nebentätigkeit hinausgehenden ge-
werbsmäßigen Tätigkeiten gem $ 1 Abs 1 Z I PSG nur sehr eingeschränkt zulässig. Mittel-
bare Unternehmensträgerstiftungen (auch Beteiligungsträgerstiftungen genannt),7 also
Stiftungen, zu.deren Vermögen Anteilsrechte an Gesellschaften gehören,8 sind hinge gen 

^r-lässig und in Österreich weit verbreitet. Untersuchungen zeigen, dass etwa zwei Drittel des
gesamten Stiftungsvermögens aus Unternehmensbeteiligungen bestehen, wobei es sich zu
mehr als 80 % um GmbH-Anteile handelt.e

Ganz allgemein kann daher gesagt werden, dass der Vorstand zur sorgfáltigen Verwaltung
dieser Untemehmensanteile verpflichtet ist, wozu auch die sachgerechte Ausübung der Eigen-
ttimer- bzw Gesellschafterrechte an den Beteiligungsuntemehmen gehört.tO Je nach Rechts-
form des Beteiligungsuntemehmens (hauptsächlich GmbH, aber auch AG oder Kommandit-
beteiligungen) erlauben die Gesellschafterrechte einen schwächeren oder intensiveren
Eingriff in die Geschäftsflihrung. In diesem Beitrag wird die GmbH als Beispiel flir die Be-
teiligungsgesellschaft herangezogen, einerseits wegen der großen praktischen Bedeutung, an-
dererseits wegen der weitreichenden und über jene der anderen Gesellschaftsformen hinaus-
gehenden Eingriffsbefugnisse der Gesellschafter, die oberstes Willensorgan der GmbH sindrr

Vq! nt grundsätzlichen Unbeachtlichkeit von formlosen Wünschen des Stifters und der Begünstigten Kø-
rolh.ts in FS Reischauer 221 fi.
Vgl allgemein Arnold ¡¿, PSG3 ç 17 Rz 42 if.
Vgl .den Katalog von Kem- und Nebenzuständigkeiten des Stiftungsvorstands bei Arnotcl ¡¿, pSG3 S 17
Rz 43.
Vgl Arnold ¡¿, PSG3 Einleitung Rz 10.
So die Definition bei Csoklich P, Stiftung als Untemehmensträger, in FS Helbich (1990) 1 (2).
Ygl Gahleítner H.lLeitsmüller, 20 Jahre Privatstiftungsrecht - Transparenzoffensive dringend erforderlich,
tn Kalss (Hrsg), Aktuelle Fragen des Stiftungsrechts (2014) 137 (142).
Ygl Karollus in FS Reischauer 238.
Ygl Arnold N.lPampel in GruberlHarrer, GmbHG (2014) $ 20 Rz 3.
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und gem g 20 Abs 1 GmbHG sämtliche Geschäftsführungsmaßnahmen an sich ziehen kön-
nen.l2

Zu den Pflichten des Vorstands einer Unternehmensträgerstiftung gehört es daher, unter-
nehmerische Entscheidungen zutreffen, sei es in Bezug auf die Privatstiftung selbst (zB über
die Veranlagung des Stiftungsvermögen in Werþapiere, Kunstgegenstände oder eben Unter'-
nehmensbeteiligungen) oder in Bezug auf das von einer Beteiligungsgesellschaft geflihrte
Untemelrmen (zB die Bestellung voll Organmitgliedern,r3 die Zustimmung ztr Aufnahme ei-
nes Kledits flir die Akquisition eines neuen Betriebsgebäudes oder die Ausschüttung des Bi-
lanzgewinns).ra

Sofem unternehrnerische Entscheidungen
gesagt - solche Entscheidungen, die nicht du
sind und in denen der Stiftungsvorstand dah
sorgÍÌiltig und pflichtgemäß getroffen werden,
freiraum. Er kann also nicht flir jede Fehlen
sondern haftet nur, wenn er das ihrn freistehe
bei Kapitalgesellschaften von der östereichisc
Business Judgment RulerT ist auch auf Stiftung
steinischen Stiftungsrecht hat dies der Gesetz
PGR ausdrücklich klargestellt. re

Maßstab für das Handeln des Stiftungsvo
Untemehmensbeteiligungen stets das V/ohl u
vor allem bei ursprünglichen Familienunterne
der Förderung des Unternehmens bzw der U
Konstellationen ist cler Stiftungsvorstand oft besondels gefordert, weil über die Führung von

Familienunternehmen meist Divergenzen zwischen den verschiedenen Generationen oder Fa-

rnilienstämmen bestehen. Fällt die- urspningliche Untemehmerpersönlichkeit lmeist der Stif-
ter) wegen Todes weg" oder gibt die ältere Generation die Geschäftsleitung zuguusten oer

t2 Vgl zur Frage eines weisungsfi'eien Mindestbereichs KoppensteinerlRüfiler, GrnbHG3 (2007-)-$ ?9 Y"?t
Runggaldier/schima-G., Mariager-Dienstvertr'ägea (201+l iq; Schinta C.", CéspZ 1999, 102ff; Reich-Rohr-
wig, GmbH-Rechr 12 Rz 21259.

13 vgl Die organbesetzun
Eise 009) 189 ff.t4 vgl ;;,B.

15 Ygl zu n sowie
und Be ilung bei
Bauden ttlspeitlet
schaftsrechts (2010) 369 (319 Ð. Vgl auch die
dungen in Stiftungen, PSR 2010127, 108): En

en kann.
nta G. in B audenb aclter I Ko kotÍl Sp eitler 429432'

fì'eistellung Bríem R.,PsF.2010121 108 (111)'

ts Ygl Schinta G., Kontrolldefizite im Östeneichischen und Liechtensteinischen Stiftungslecht, in FS Delie
Karth

20 Dabei
Proble
schen
sollt
Reis2t Ygl. bei Wegfall des Stifters als Untemehmer (/nger, Pto-
fessi at alctuell 2or3 H 5,21 (22).
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jüngeren Familienmitgliedern auf können Spannungen entstehen, deren Lösung - ztrm Wohl
von Untemehmen und Stiftung - dann auch die Aufgabe des Stiftungsvorstands ist. Der Vor-
stand muss hier alle ihm zur Verfügung stehenden Mittel nùtzen, die bei der GmbH - wie
gesagt - von der Änderung des Gesellschaftsvefirages bis hin zu Weisungen an die Ge-
schäftsführung reichen,22 wobei die (schwammige und rechtlich fragwürdige) Grenze das

,,Verbot" der allzu straffen Konzemleitung durch die Privatstiftung bildet:

A. Grenzen der Konzern- bzw Unternehmensleitungspflicht

Der Gesetzgeber des PSG hat mit der vermeintlichen Antinomie zwischen $ I Abs 2 PSG
und $ 22 PSG beträchtliche Rechtsunsicherheit betreffend die Frage geschaffen, ob und wie
intensiv eine (Unternehmensträger)Stiftung die Unternehmen, deren Beteiligungen sie hält,
verwalten bzw leiten darf. Aus $ 1 Abs 2 PSG23 wurde verschiedentlich ein Verbot der Kon-
zemleitung durch die Stiftung abgeleitet.2a Diese Sichtweise steht wiederum in unlösbarem
Widerspruch zu $ 22 lxbs I Z 2 PSG, weil diese Vorschrift eindeutig von der Möglichkeit
einer konzemleitenden Stiftung ausgeht. Könnte man bei der ,,beherrschenden" Stiftung ($ 22
Abs 1 Z 2, zweiter Fall PSG) noch versucht sein, die Antinomie damit aufzulösen, dass man
die Aufsichtsratspflicht auf Stiftungen beziehl, denen es nicht gelingt, die mit einer Mehr-
heitsbeteiligung richtigerweise verbundene Vermutung der Beherrschungzs zu widerlegen,26
verbietet sich eine solche Sichtweise bei der die Beteiligungsunternehmen einheitlich leiten-
den Stiftung (ç 22 Abs 1 Z 2, erster Fall PSG) von selbst.

Der OGH27 hat zwar anerkannt, dass $ 22 Abs I Z 2 PSG inhaltsleer wäre, ließe man
Konzemleifung gar nicht zu, und dass dem Gesetzgeber nicht unterstellt werden könne, bei
derRegelung des $ 22 Abs I Z2 PSG den $ l Abs 2 PSGübersehen zuhaben; die Lösung
des Höchstgerichtes, die Konzemleitung zwar grundsätzlich für zulässig zu erklären, nicht
aber eine ,,straffe Konzemleihrng", befriedigt indes nicht und schafft neue Abgrenzungspro- '

bleme und potentiell hochproblematische Konsequenzen3s lJberzeugender ist es vielmehr, die
Konzernleitung durch Privatstiftungen uneingeschränkt zuzulassen.2e Dafur besteht auch ein
rechtspolitisches Bedürfnis, weil Unternehmensträgerstiftungen ja typischerweise Familien-
unternehmen leiten und es dort nicht selten za qualifrzierten Uneinigkeiten und wechselseiti-
ger Lähmung der beteiligten Entscheidungsträger kommt. Hier kann ein Stiftungsvorstand uU
sehr stark gefordert sein, über einen gewissen Zeitratm eine sehr aktiv leitende und lenkende

22 Ygl Karollus in FS Reischater 238.
23 Danach darf die Privatstiftung ua keine gewerbsmäßige Tätigkeit ausüben, die über eine bloße Nebentätig-

keit hinaus geht und nicht die Geschäftsführung einer Handelsgesellschaft übemehmen.
24 So zB Kalss in DoraltlNowotnylKalss, PSG (1995) $ I Rz 7l ff; abgeschwächt bei Kalss, Zur Aufsichts-

ratspflicht in der Privatstiftung, RdW 2006, 3 und Kalss in KalsslNowotnylSchauer, Gesellschaftsrecht
(2008) Rz 7115; vgl auch Csoklich P, Anwendungsbereich und Gründung einer Privatstiftung , in Csoklichl
MüllerlGröhslHelbich, Handbuch zum Privatstiftungsgesetz (1994) 13 (25 Ð.25 Ygl Schima G., Das kartellrechtliche Konzemprivileg - Anmerkungeî ^)r Postbus-Entscheidung des
OGH, in FS Peter Doralt (2004) 560 (576 Ð.26 Unklar Arnold N, PSG3 ç 22Rz 13, der zwar ausführt, dass bloße Beherschungsmöglichkeit bei der Pri-
vatstiftung flir die Aufsichtsratspflicht nicht ausreicht, aber nicht sagt, ob eine Mehrheitsbeteiligung die
Beherrschungsvermutung auslöst, was uE auch für die Stiftung zu gelten hat; wie hier Mütler K.lSquier iî
Eiselsberg, JB Stiftungsrecht (2009) I95 f.¿t OGH 6 Ob 2l7l05p GesRZ 2006,82; vgl dazu Arnold N. (Glosse), GeS 2006, 121; Zwíck, Die Privatstif-

28 Q79).

2e ,,zt wei! geht", wäre im Extremfall ja zu löschen.

rer in Eisersberg, IB stiftungsrecht (2O09i5'¿engesellschaft 
als Stifter' JPl2006' 812 zust Müller K'lsau'
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Rolle in der Untemehmensgruppe auszuüben.3O Eine - im Übrigen in mehrerlei Hinsicht drin-
gend nötige - Novellierung des PSG sollte auch diesen Punkt benicksichtigen.3l

B. Eignung von Vorstandsmitgliedern
Vorstände österreichischer Privatstiftungen sind traditionell sehr ,,freiberuflerlastig,,.

Rechtsanwälte, Wirtschaftstreuhänder und Notare tummeln sich dort sonder Zahl und, halten
nicht selten eine größere zweistellige Anzahl an Mandaten. Die im Kapitalgesellschaftsrecht
seit langem geführte Diskussion um die zahlenmäßige Begrenzung von Mandaten hat fortlau-
fend engere Beschränkungen auf gesetzlicher und Soft-law-Ebene (Corporate-Governance-
Kodizes) nach sich gezogen, während sie am Privatstiftungsrecht weitgehend spurlos vorü-
bergegangen ist.32 Gerade Untemehmensträgerstiftungen benotigen aberìicht nur das Know-
how von Rechtsanwälten, Notaren und 'Wirtschaftstreuhändem, 

sondem insbesondere von
Personen mit Management-Erfahrung. Sonst kann eine - uU respektable Größe aufiveisende
- Untemehmensgruppe nicht ordentlich ,,geflihtt,, werden.

Für die erfolgreiche Leitung einer Unternehmensträgerstiftung, die mit der Führung einer
strategischen Holding vergleichbar ist, sollten die Stiftungsvorstandsmitglieder daher Kom-
petenzen im Bereich strategische Leitung, Controlling, Risikomanagemint, personalwesen
etc aufiveisen.33 Dabei muss freilich nicht jedes einzelne Vorstandsmiiglied sämtliche Fähig-
keiten mitbringen, derur der Stiftungsvorstand ist ein Kollegialorgutr -it Gesamtveftretungs-
befugnis (zumindest nach dem gesetzlichen Grundmodell), und dãr Vorstand trifft seine Ent-
scheidungen mit Mehrheitsbeschluss (vgl $ 17 Abs 3 und ç 28 z 2 psc). Durch die einem
Beschluss des Stiftungsvorstands üblicherweise vorausgehende Diskussion und den Aus-
tausch der Spezialkenntnisse der einzelnen Vorstandsmitglieder sollte im Idealfall über jede
Maßnahme sorgfZiltig entschieden werden. Rechtsanwälte, Notare und Steuerberat., -ðg.nzwar wegen ihres juristischen Fachwissens fi.ir die Leitung der Stiftung einen wertvollen Bei-
trag leisten, fehlt ihnen (mangels einschlägiger praktischer Erfahrung) jedoch der gewisse
,,Unternehmergeist", werden sie weniger energisch oder beherzt, die oben beschrieben"r, un-
ternehmerischen Entscheidungen treffen - nicht 

^)letzt 
wegen des Haftungsrisikos.3a Dieses

kommt - wie oben erörtert - zwar bei Einhaltung der entsprechenden Sorgãlt nur bei ,,ekla-
tanten" Verstößen ntmTngen; ob ein solcher Sorgfaltsverstoß hingegen võrliegt, muss uU in
einem langwierigen Gerichtsverfahren geklärt werden.

Bemerkenswert ist, dass die Urfassung des ,,Privatrechtsstiftungsgesetzes"rt in $ 15 pSG
für den Stiftungsvorstands sogar verpflíchtend die Besetzung mit einem zur beruismäßigen
Pafteienvertretung befugten Mitglied vorsah. Dass diese Fassung nicht Gesetz wurde, ändãrte
an der beschriebenen rechtstatsächlichen Lage aber nichts. Damit soll nicht gesagt werden,
dass ein Stiftungsvorstand, der in Österreich ja - anders als in Liechtenstein (wo bis zur Re-
form 2008 ein einköpfiger Stiftungsrat ausreichte und seither zwei Stiftungsratsmitglieder be-
stellt sein müssen) - aus mindestens drei Mitgliedem besteht, nicht einen Rechtsatrwalt ,,ver-

30 Dass Stiftungsvorstände mit ihrer traditionellen ,,Anwalts- und Steuerberaterlastigkeit,,, abet auch aus ande-
ren Gründen, oft nicht ausreichend daflir qualifizieft sind, einen vielleicht grãßeren Konzem zu leiten,
steht auf einem anderen Blatt.

(Stand 9. 4. 2014) geht darauf leider nicht ein.
(23).

Ð; zvr Haftung des Stiftungsvorstands vgl Karollus ín
3s BGB| tgg3/694.
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trä9t". Nattirlich tut er das (wie auch jeder Aufsichtsrat); wichtig ist aber aus unserer Sicht
eine ausgewogene Mischung von Personen aus verschiedenen Bereichen.

Es ist daher sinnvoll, in der Stiftungsurkunde gewisse Angaben über die Zusammenset-
zung des Vorstands und die Auswahlkriterien für Stiftungsvorstandsmitglieder zt machen,
an die sich das zur Bestellung befugte Organ zthalten hat.36 Je nachZweck und Tätigkeii
der Privatstiftung können zB Branchenkenntnisse, Ausbildungs- oder Altersvoraussetzungen
festgelegt wetden, wobei auf die nötige Flexibilität der Kriteri en za achten ist, um sie lang-
fristig sinnvoll anwenden zu können.

C. Interessenkonflikte und Insichgeschäfte

Der Stiftungsvorstand soll sich nach den Vorstellungen des Gesetzgebers3T selbst kontrol-
lieren, weshalb er auch aus mindestens drei Mitgliedern bestehen -.r.r.tt Bei entsprechender
Regelung in der Stiftungsurkunde kann die Privatstiftung aber auch nur durch ein Vorstands-
mitglied allein vertreten werden.3e Um Interessenkonflikten vorzubeugen, die bei der eigenti.i-
merlosen Privatstiftung besonders ,,gefáhrlich" sind, hat der Gesetzgeber eine im Vergleich
zurmKapitalgesellschaftsrecht verstärkte Kontrolle vorgesehen:a0 Insichgeschäfte, also Rãchts-
geschäfte der Privatstiftung mit einem Vorstandsmitglied oder Fälle der Doppelvertretung,ar
bedürfen nicht nur der Zustimmung aller Vorstandsmitglieder, sondern auch ãer gerichthcñ;n
Genehmigung ($ 17 Abs 5 PSG). Verfügt die Privatstiftung hingegen über einen Aufsichrsrat,
vertritt dieser die Stiftung bei Geschäften mit Vorstandsmitgliedern ($ 17 Abs 5 iVm $ 25
Abs 3 PSG).

Das Konfliktpotential im Zusammenhang mit Insichgeschäften scheint bei Angehörigen
von rechts- oder steuerberatenden Berufen im Stiftungsvorstand größer zu sein als bei Vor-
standsmitgliedem anderer Berußsparten. Die Stiftungsvorstandstätigkeit ist oft keine haupt-
berufliche, und zu den Tätigkeiten, mit denen Rechtsanwälte, Notáre und Steuerberat.. iht
Brot verdienen, gehören auch die (steuer)rechtliche Beratung von Unternehmen und die Er-
stellung von Gutachten über Spezialprobleme. Wo also ist die Trennlinie zwischen Vorstands-
tätigkeit und (gesondert zu vereinbarender und nr vergilender) Beratungstätigkeit? Vor allem
im Hinblick auf die zusätzlich zum,,stiftungsvorstandsgehalt" veranschlagte Vergütung wird
das Vorstandsmitglied Interesse daran haben, einen gesonderten Vertrag tiber die g.rutongr-
tätigkeit abzuschließen. Die zwingend erforderliche gerichtliche Genehmigung macht den Àb-
schluss solcher Verträge natürlich schwerfülliger, und die wenigsten Beraterlur..r, geme die
Notwendigkeit der Beratungstätigkeit oder die A-ngemessenheit des Entgelts durch- ein Ge-
richt beurtetlen.a2 Wird der Genehmigungsprozess jedoch nicht eingehaltén, ist das Geschäft
unwirksam.

36

37

38

39

40

4l

YgI Arnold M, PSG3 g 15 Rz 45.
ErläutRV 1132 BlgNr 18. cP 26 zu g 15 Abs I pSG.

Ygl Arnold ¡¿, PSG3 $ 15 Rz 9.
YglArnold ¡y'., PSG3 $ 17 Rz 15.
YgI Karollus in FS Reischauer 233.

mit Rechtsträgern, die einem Mitglied des StiÊ
zB bei einem Vertrag der Stiftung mit einer Ge_
isr; vgl Arnold M, pSG3 $ 17 Rz 92a. Für eine

vgl Karollus in FS Reischauer 233 (FN 85).
Gemessen wird das zu genehmigendg 

^R9g.hlsgeschäft 
am Wohl der Privatstiftung und dei Verfolgung des

Stiftungszwecks; vgl Arnold 
^¿, 

pSG3 $ l7 Rz 96.

42

Privatstiftung und (Jmgríindungen, GedS für Franz Helbich, Wien 2014, LexisNexis 127



Die Pflichtenbindung des Volstandes einer Untemehmens Íägerstt ftung Schi.ntct/Toscani

Auch die formlose Zustimrnung des Stifters
haltung der gesetzlichen Wirksamkeitsvorausse
liche Zustimmung zu einem genehrnigungslo
Rtpoo jedoch zulässig, nämlich indem der Stift
tungserklärung erteilt. Aus dieser Befugnis de
auch erlaubt sein müsste, in der Stiftungselkl
Insichgeschàfte zu erteilen.as Darnit wälde sic
gen, vor allem die ,,Iästige" Einholung der g
kann uE nur für ganz bestirnmte AusnahmefÌil
flihrt - bereits irn Zeitpunkt der ,,Vorweggeneh
mit seinen essentialia. negotii konkret feststeht.
elklär'Lrng scheitern wohl entweder an der notw
lichtung der Stiftungserklärung nicht die zukün
und DìenstleistLrngen abgeschätzt welden kann
des Rechtsgeschäfts.

(Zu) großzugig ist daher uE die Sichtweis
gung nach $ 17 Abs 5 PSG auch in dern Fall
tenel RA genelell und ohne nähere Eingrenzun
Vertretung" del Privatstiftung gegen Honorie
(dies müsste dann wohl auch für die Vereinb
Der Umstand, dass es sich bei einer solchen
trag iSd $$ 1002 ff ABGB handeln mag,ae ist
deraft unbestirnmt und weder in ihler konkreten
fáhren Umfang vorhersehbar sind.50 Nicht über
scheinend von Zollner veltretene Meinung, e

Rechtsgeschäftes nach $ 17 Abs 5 PSG primär
kontrolle in Bezug auf Leistung und Gegenlei
zweck der Bestimmung nicht ausreichend Re
(im Übrigen gegen ein typischerweise gering
tätigen) Vorstandsmitgliedes mit der generellen
tung bedeutet im Elgebnis, dass das Vorstands

43 ygl Zollrter.Rechte und pllichtcn des Sriftungsvor.stands in der gesetzqtrypitg:'l'd-er "begünstigtendotttt-
nierren'', der',.sriFle'dorninicrlen" urd in äi:i";ïfår¿"t"iiËnã"" privátstiftung' in Kalss' Aktuelle ¡ra-

gen des Stiftungsrechrs (2014) 41 (51 fÐ.
44 ocH I ob 2t4l09s psR 2010/49, 196. Hier ging

fiir Beratungstätigkeiten im Zusarmnenhang mit der
Stifter formlos mit den Stiftungsvorstandsmitgliede
fers mittels Ztsatzes zur Stiftun gszus atzurkunde

45 Ygl Zottner tn Kalss, Aktuelle Problerne des Sti
46 Bsp: Ein Stifter möchte sein Untemehmen in eine Pr

standsmitglied seines Vefirauens ver'fügt über ein G
cke nutzen könnte. Daher einigt man sich, dass die
fen soll, um es dann dem Unternehmen zur Ver'f,igu
Stiftungserklärung festgelegt mit der Anweisnng a

Konditionen durchzuführen (vgl zu solchen Aufträge

1', ?::":^tþ":;i?!;firjlT;lt¿,!?#Íí?;, ,,,*,,rsvorstandes, in GrubertKatsstMütter/sctta,,er, 
E"b'

reclrt und Velmögensnachfolge (2010) I21 Rz 125. ,1-_-,r-.^ 1-a1-- :^. .-x-l;ch ist
4e oàr ,qece s;riirio ¿* ¡evoltmächrigunssveftras ja rypischerv,eise als Zielsch'ldvetliff:ì;Jiååiiri;-

aber natrjrlicã auch die (hier vor'1ieg"n¿"j-Ëì"tàifiråg itt "in." 
Dauerschuldcharakter

rnenvefirag (vgl $ 1151 Abs 2 ABGB).
50 Richtiger ist uE claher die entgegengesetzte Sichtweise der Untelinstanzen'
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selbst bestimmen kann. Es beauftragt sich nämlich selbst,5r indem es die Beratungstätigkeit
(etwa Gutachten oder Entwi.irfe für Verträge) einfach ausführt. Die nachträgliche Kontrolle,
ob das Honorar der getroffenen Vereinbarung entspricht, ersetzt nicht die Prüfung der Frage,
ob die Leistungen in diesem Ausmaß allesamt notwendig und angemessen warenJ2

'Weder die Vertretungsbefugnis des Aufsichtsrates gem $ 25 Abs 3 PSG noch die Zustim-
mungskompetenzen der übrigen Vorstandsmitglieder und des Gerichts ($ 17 Abs 5 PSG)53
können auf andere Organe der Privatstiftung, zB einen mit Begünstigten besetzten Beirat,
übertragen werden.sa Diese vom OGH vertretene Ansicht ist grundsätzlich iberzeugend. Eine
andere Frage, die Csoklich in seiner Entscheidungsbesprechung thematisiert, ist es, ob die
Verlagerung der dem Außichtsrat nach $ 25 Abs 3 PSG zukommenden Kompetenz gemein-
sam mit anderen relevanten Außichtsratsbefugnissen auf einen Beirat diesen zum aufsichts-
ratsähnlichen Beirat mit der Konsequenz der Anwendung der für den Außichtsrat geltenden
Rechtsvorschriften (zB Unvereinbarkeitsbestimmungen) macht. Das ist eine Frage der Geset-
zesumgehung, für die der OGH aber die Schwelle eindeutig zuniedng angesetzt hat.

III. Gestaltungsmöglichkeiten der Pflichtenbindung des
Vorstandes

Wenngleich ein Untemehmen, das in einè Privatstiftung eingebracht wurde, nicht mehr im
Eigentum des Stifters bzw der Unternehmerfamilie(n) steht, so besteht vielfach der Wunsch,
die Unternehmensführung weiterhin mitzubestimmen. Die Einbringung des Untemehmens in
eine Privatstiftung bietet die Möglichkeit, einerseits die Zerschlagung eines Unternehmens
durch Erbfolge an mehrere Familienstämme oder ein ,,Hinunterwirtschaften" durch in den
Augen des Stifters ungeeignete Nachkommeî zu verhindern und andererseits einen gewissen
Einfluss der Untemehmer-FamlIien ns bewahren. Das Stiftungsrecht bietet hier einen Gestal-
tungsspielraum für die Mitbestimmung, dessen Chancen und Grenzen - ohne Anspruch auf
Vollständigkeit - im Folgenden beleuchtet werden sollen.

A. Richtlinien der Geschäftsführung

Der Stifter hat die Möglichkeit, die Geschäftsführungstätigkeit des Stiftungsvorstands
durch Angaben in der Stiftungserklärung zu determinieren.55 Er kann aber auch in der Stif-

sl Dies gilt zumindest dann, wena (wie dies in solchen Konstellationen regelmäßig der Fall sein dürfte) das
betroffene Vorstandsmitglied (RA) im Vorstand der Privatstiftung für ,,Rechtsañgelegenheiten" allein zu-
ständig ist. Auch bei der Vergütung der ,,normalen" Vorstandstätigkeit gem $ 19 PSG legt der Vorstand
seinen. Honoraranspruch anhand der geleisteten Stunden selbständig fest, wenn die Vergütung bloß durch
Verweis auf Honorarrichtlinien in der geregelt ist (vgl dazu ausführlich Hochedlinger,
Zulässige und unzulässige Regelungen tung, PSR 2014, 4 16 fl).sz Vgl hingegen Zollner in Kalss, Aktuell Stiftungsiechts 4l (54), ¿ir ái. nachprüfende Kontrol-
le durch den Stiftungsprüfer für ausreichend hält, um eine Schädigung der Privatstiftung zu vermeiden.
Der OGH hält es sowohl im Zusammenhang mit der Vergütung für die allgemeine Vorstandstätigkeit gem
$ 19 PSG (vgl OGH 6 Ob l3l99z RdV/ 2000/204,211), als auch bei der Vergütung aus gesondérten Ver-

der PS (O ZfS 2006,151 fCsoklichl) frir
einem Ab gem g 27 Abs 2 PSG auf ih-

53 in überprü
wert, vgl r Novellierung des PSG von

Kølss (Stand 9. 4. 2014), der vorsieht, dass die Zustimmung eines Organs gem $ 14 Abs-2 PSG die Zu-
stimmung des Gerichts ersetzen kann.

54 ocH 6 ob t3gll3d,psLzol3l42, t75 (kïir Csoktich).55 Ygl Arnold N., PSG3 g 17 Rz 34 ff; FettilRizzi, ecoleix.20lo,56.
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tungserklärung sich selbst oder einem anderen Organ die Kompetenz zum Erlass und zur Ab-
änderung solcher Richtlinien bzw einer Geschäftsordnung (GO) einräumen56 oder aber in ei-
nem Anhang zur Stiftungs(zusatz)urkunde einen ,,Stiftungsauftrag" an den Vorstand erteilen.si
Die Richtlinien mögen allgemein gehalten sein oder - spezifischer - zB eine bestimmte ,,In-
vestitionsstrategie" vorgeben,ss die der Vorstand bei seiner Tätigkeit einzuhalten hat.

Vorgaben des Stifters oder eines anderen Organs (üblicherweise eines Beirats) fi.ir die Ge-
schäftsführungstätigkeit des Stiftungsvorstands binden diesen daher nur, wenn sie in der Stif-
tungsurkunde oder Zusatzurl<unde verankert sind bzw die Kompetenz zur Erstellung von
Richtlinien in der Stiftungserklärung einem Organ oder dem Stifter zugewiesen ist.se Formlo-
se Erklärungen von Stiftem oder Organen, die keinen Rückhalt in der Stiftungserklärung fin-
den, sowie Nebendokumente, die nicht zur formlichen Stiftungserklärung gehören, sind für
den Stiftungsvorstand ein rechtliches Nullum und somit unbeachtlich.60

Richtlinien der Geschäftsführung werden, um funktionieren zu können, eher grobe Leit-
linien für das Handeln des Stiftungsvorstands zeichnen, nicht aber detaillierte Vorgaben für
jeden eventuellen Geschäftsfall. Allzu umfangreiche Regelungen für die Führung der Privat-
stiftung würden die Geschäftsführungstätigkeit des Vorstands in ein zu starres Korsett klei-
den, in dem ein sifuationsbedingtes Reagieren auf unterschiedliche und außergewöhnliche Si-
tuationen unmöglich wäre. Außerdem muss beachtet werden, dass der Stiftungsvorstand nicht
zu einem bloßen Vollzugsorgan gernacht werden darf,6t sondem seine Funktion (im Einklang
mit der Stiftungserklärung) eigenständig ausüben können muss. Das dem Stiftungsvorstand
grundsätzlich eingeräumte Etmessen kann durch solche Richtlinien daher nicht ersetzt, son-
dern nur ,,angeleitet" werden.62

Die Richtlinien der Geschäftsfi.ihrung flir den Vorstand einer Unternehmensträgerstiftung
enthalten also zB einen Katalog von Maßnahmen, die zur Verwirklichung des Stiftungs-
zwecks gesetzt werden sollen. UE ist es auch zulässig, dass der Stifter bzw das von ihm mit
dieser Aufgabe betraute Organ bestimmte Tätigkeiten der Privatstiftung explizit verbietet. So
wird der Stiftungsvorstand idR dazu angehalten sein, Unternehmen(-sbeteiligungen) ertrag-
bringend zu ,,fühten", um den Stiftungszweck (dh Ausschüttungen an die Begünstigten) zl
erfüllen.ó3 Die Richtlinien können Vorgaben dazu enthalten, unter welchen Bedingungen Un-
temehmensbeteiligungen abgestoßen oder erworben werden, in welche sonstigen Anlagefor-
men die Stiftung investieren darf und welche Arten von Geschäften nicht getatigt werden
dürfen (zB spekulative oder überdurchschnittlich riskante Wertpapiertransaktionen etc).6a

Auch hinsichtlich der Ausübung der Gesellschafterrechte in den gehaltenen Untemehmen
(-sbeteiligungen) sind Vorgaben an den Stiftungsvorstand möglich und sinnvoll, vor allem,

56 Ygl FelttlRizzi, ecolex 2010,56; OGH 6 Ob 4glTlk GesRZ 2008,163 (Arnold N.) zur Zulässigkeit einer
Bestimmung in der Stiftungsurkunde, mit der einem Beirat die Befugnis zum Erlass einer GO mit einem
Katalog zustimmungspfl ichtiger Geschäft e eingeräumt wurde.

57 In diesem Fall rnuss aber zumindest in der Stiftungserklärung ein Verweis auf dieses einen integrierenden
Bestandteil der Stiftungserklärung bildende Dokument gemacht werden. Ygl Briem, PSR 2010/27 (113).

:: Ygl Unger, Aufsichtsrat aktuell 2013 H 5,23 f; Briem, PSR 2010/27 (113i.
5e Briem, PSR 2010/27 (113).
60 Ygl Karollus in FS Reisch auLer 224, 227; KarolluslLukas (ZfS 2009,5) lehnen auch ab, dass ,,Nebendoku-

mente" zur Auslegung des Stifterwillens herangezogen werden; aA Arnold ¡y'., PSG3 $ 9 Rz 33, der unter
gewissen Umständen Absichtserklärungen Bedeutung beimessen will.6r vgl oGH 6 Ob 60/0lv Rdv/ 2001, 466;6 Ob 4g/07k GesRZ 2008, 163 (Arnotd ÀI); 6 Ob 42t0gh GesRZ

. 2009,372 (Hochedlinge) - der OGH verweist in dieser E auf Arnold ¡¿, PSG'z (2001) $ 14 Rz 75.62 Ygl Briem, PSR 2010/27 (113).
63 Ygl Briem, PSR 2010/27 (113).
64 Ygl Arnotd ¡¿, PSG3 g 17 Rz 35.
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wenn es sich bei den Unternehmensbeteiligungen nicht um bloße Anlageobjekte handelt, der
Stifter daher ein über den bloßen finanziellen Erfolg des bzw der Untemehmen hinausgehen-
des Interesse hat. Der Stifter kann auf diese Weise seinen persönlichen Vorstellungen über die
Untemehmensführung zumindest indirekt zur Geltung verhelfen.65 Denkbar sind daher Vor-
gaben betreffend die strategische Linie des Unternehmens bzw der Untemehmensgruppe,
gewünschte oder unerwünschte Expansion ins Ausland oder die Aufnahme neuer Geschäfts-
zweige. Der Stifter kann dem Vorstand auch den Auftrag efieilen, gewisse Beteiligungsgesell-
schaften (zB das traditionsreiche Familienuntemehmen) stets mit genügend Kapitãl auszustat-
ten und allfÌillige schlechte Ergebnisse auszugleichen.66

Richtlinien in der Stiftungserklärung können nur vom Stifter/den Stiftern unter Ausübung
des sich vorbehaltenen Änderungsrechts gem $ 33 Abs 2 PSG modifiziert werden. Gibt es
keinen Änderungsvorbehalt oder ist der Stifter verstorben, kann es für den pflichtbewussten
Stiftungsvorstand mitunter schwierig sein, die Vorgaben in der Stiftungseiklärung zweck-
mäßig einzuhalten, wenn sich mittlerweile die Verhältnisse geändert haben. Auch in diesen
Fällen ist del Vorstand aber an die Stiftungserklärung gebunden und kann als äußerstes Mittel
nur die Änderung der Stiftungserklärung gem $ 33 Abs 2 Satz 2 PSG bemühen, was erstens
,,geänderte Verhältnisse" voralÌssetzt't und wozrr er zwettens die Zustimmung des Gerichts
benötigt.68

Wird hingegen in der Stiftungserklärung dem Stifter oder einem Organ das Recht einge-
räumt, Richtlinien oder eine GO flir den Stiftungsvorstand zu erlassen und, abztàndern,lst
eine Anpassung der Vorgaben wesentlich flexibler handhabbar als die formelle Anderung
der Stiftungserklärung, für die ein Notariatsakt und die Eintragung ins Firmenbuch erforder-
lich sind.6e

B. Weisungsbindung und Zustimmungsvorbehalte

1. Weisungen

Auch v/enn das Handeln des Stiftungsvorstands nicht durch detaillierte Richtlinien vor-
weg determiniert werden kann bzw darf, ist nach Ansicht von Rsp70 und Lehre,7l aber auch
nach dem erkennbaren Willen des GesetzgebersT2 die Einrichtung eines ,,beschränkten 

'Wei-

sungsrechts" gegenüber dem Stiftungsvorstand zulässig.

Das erlaubte Ausmaß dieser Weisungsbefugnis ist naturgemäß schwer zu beschreiben und
einzugtenzen. Regelungen in der Stiftungserklärung, die ein zu umfassendes Weisungsrecht
einräumen, sind unwirksam.T3 Ebenso werden'Weisungsbefugnisse unzulässig und unwirksam

6s Ygl Briem, PSR 2010/27 (113).
66 Ygl Briem, PSR 2010/27 (ll3).
67 Vgl zu dies PSG] $ 33 Rz68 Vgl zu dies end Karollus in6e Ygl unger, . 013 H 5,24, de ls in Zusam_

menarbeit mit einem Beirat) der Auftrag erteilt wi
ZU i 

Lt DvtL.TL) uçl ¿\ultrag ertelll Wl der StiftUng

und n zu können

7o vgl]t Vgl _ _ s FeltllRizzi, ecolex 2010, 5l f; für ein ein-
geschränktes Weisungsrecht mit entsprechender Haf, iung wohl áuch Karottus'in FS Reischauer
222 f; einschränkend hing,egen Bríem, PSR 2010/27 Q1\; nrãin Weisungsrectt n"r in,,stark einge-
schränktem Umfang" Arnold ¡y'., pSG3 $ 14 Rz 30.

'_: ErläutRV ll32 BIgNR 18. cP 26 zu g t5.tr Vgl OGH 6 Ob 49107k GesRZ 2008,163 (Arnotd N.).
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sein. die zu einer Umgehung des im PSG normierten Organgefüges, dh zu einer Umschich-
tung der den einzelnen Organen zugewiesenen Aufgaben, flihien würden. So sind zB die Ver-
tretungsbefugnis des Stiftungsvorstands oder dessen Befugnis zur Änderung der Stiftungs-
erklärung gem $ 33 Abs 2 Satz 2 pSG unantastbar.Ta

N. Arnold geht von einer stark eingeschränkten Weisungsbefugnis gegenüber dem Stif-
tungsvorstand aus, die Vertretungshandlungen des Vorstands überhaupt nióht, die Gebarung
im Innenverhältnis nur unwesentlich oder in Teilbereichen einschränken darf.Ts FettlR¡zzilÁ
scheinen hier eine liberalere Ansicht zu vertreten und erachten ein Weisungsrecht in ,,einigen
wenigen, konkret abgegrenzten und in der Stiftungserklärung präzise definierten Angelegen-
heiten" als zulässig. Als Beispiele nennen sie ein Weisungsreòht für Vorst andstàtigkeiten in
einem von mehreren abgrenzbaren BereichenTT oder ein auf bestimmte Gatfungen von Maß-
nahmen bezogenes Weisungsrecht.Ts MichelerTs ist ebenso für ein auf bestimmtã Bereiche be-
schränktes V/eisungsrecht anderer Organe.

KalsslZollner differenzieren insofern, als sie zwar dem Stifter ein umfassendes Weisungs-
techf zugestehen, bei Begünstigten (bzw von diesen dominierten Organen) jedoch nur punk-
tuelle Weisungsrechte für genau bezeichnete Angelegenheiten als zuiãssig eiachten.to

Füt Robert Briemst sind zwar Aufträge und Weisungen in der Stiftungserklärun g zaIässig
(siehe oben); außerhalb dieser sieht er nur eine eingeschränkte'Weisungsbiefugnis anderer Or-
gane oder Stellen. Er lehnt daher die Möglichkeit von Weisungen ,lp,"t f auf bestimmte
Geschäftsaften wie Liegenschafts- und Kreditgeschäfte etcs2 ab und lässt diese fltr ztr, sofern
sie die Gebarung der Privatstiftung nur unwesentlich einschränken.

Unseres Erachtens sind'Weisungsbefugnisse, die sich der Stifter vorbehalten oder die er
einem Organ zugewiesen hat, eingeschränkt zulässig. Die zulässige Reichweite ist uE gleich
zu sehen wie die der Zustimmungsvorbehalte (dazu sogleich). Dei von N. Arnold gnndsätz'
lich zutreffend aufgezeigte Umstand, dass Weisungsbefugnisse in die Vorstandsautonomie
stärker eingreifen als Zustimmungsvorbehalte,s3 ist kein überzeugender Grund, Weisungen
nur in sachlich eingeschränkterem Ausmaß zuzulassen. Genauso wie bej Zustimmungsvor-
behalten ist es aber erforderlich, den Umfang in der Stiftungserklärung so genau wie möglich
zu umschreiben und allenfalls durch eine Generalklausel ,u 

"rgànt"tr f.i"h. unten in
Pkt rr.2.).

74

t5

76

7'l

YgI Feltl/Rizzi, ecolex 2010, 57.
Ausführlich Arnold ¡¿, pSG3 $ 14 Rz 30.
Ecolex 2010,56 (57).
Dies _wärr zB der Fall, wenn die Stiftung einerseits eine Gesellsch hält, anderer-
seits Irnmobilien und Forstgrundstticke b-esitzt und außerdem über n verfügt, das

lex 2010, 57) w für einen Be-
gkeit abgrenzbar ist.
, Investitionen und Veranlagungen, Kredite, Grund-

ern in Beteiligungsuntemehmen genannt.

2008,351 (361 Ð. Als zulässige Eingrenzung fürdas Weisungsrecht eines Bei-
auch Betragsgrenzeî (e nach Größe der Stiftung E1IR 200.000,- oder auchwe-

PSR 2010/27, 108 (113).

s7).

figte ,kann lediglich die Zustimmung erteilen oder
inhaltlichen Vorstellungen durchsetzen.
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Schima/Toscani III. Gestaltungsmöglichkeiten der Pflichtenbindung des vorstandes

Auch bei der Ausführung von Weisungen darf sich der Stiftungsvorstand auf diese nicht
,,blind verlassen", sondem muss sie auf Ihre Rechtmäßigkeit mit der Sorgfalt eines gewissen-
haften Geschäftsleiters überprüfen.81 Die Grenzen der Weisungsbefugnis bilden das Gesetz
und die Stiftungserklärung bzw der dort zum Ausdruck kommende Stifterwille und Stiftungs-
zweck. So hat der Stiftungsvorstand eine rechtswidrige, weil gegen die Ausschüthrngssperre
von $ 17 Abs 2 PSG verstoßende, 

'Weisung 
nicht zu befolgen.s5 Zt ignorieren hat der Vor-

stand aber auch 
'Weisungen, die andere Rechtsvorschriften, zB das Shafrecht, oder die Stif-

tungs erkläru ng v erletzen.

2. Zustimmungsrechte

Als Kontrollmechanismus für die Geschäftsführung des Stiftungsvorstands ist auch die
Einrichtung von Zustimmungsvorbehalten ein zulässiges Mittel. Das Zustimmungsrecht kann
dem Stifter, einem anderen Organ (zB einem mit Begünstigten besetzten Beirat) eingeräumt
werden. Auch hier gilt wieder der Grundsatz, dass die Geschäftsflihrung des Vorstands nicht
zu sehr beschränkt, sondern nur in bestimmten Angelegenheiten beeinflusst werden darf. Ein
Katalog von zustimmungspflichtigen Geschäften, der den Vorstand zum bloßen Vollzugs-
organ degradieren würde, ist jedenfalls unzulässig.86 Nach N. Arnold wäre eine ribermäßige
Einschränkung auch dann gegeben, wenn der Stiftungsvorstand in seinem Tagesgeschäft flir
einen beträchtlichen Teil seiner Aktivitäten eine Zustimmung einholen müsste.87

Als Leitlinie kann nach Ansicht einiger Vertreter der Lehre der Katalog der zustimmungs-
pflichtigen Geschäfte aus $ 95 Abs 5 AktG bzw g 30j Abs 5 GmbHG herangezogen wer-
den.88 Überzeugender ist es, Zustimmungsrechte von Èeiräten oder vergleichbár"n brgun.n
in jenem Ausmaß zuzulassen, in dem auch Geschäftsführer einer GmbH nach ganz hl.4ïs an
die vorangehende Zustimmung der Gesellschafter selbst dann gebunden sind, wenn der Ge-
sellschaftsvertrag keine diesbezrigliche Beschränkung vorsieht. Das betrifft letztlich alle über
den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb hinausgehenden Geschäfte, also jedenfalls nicht das ,,Ta-
gesgeschäft". Damit besteht kein allzu großer Unterschied gegenüber jener Sichtweise, die
$ 95 Abs 5 AktG bzw $ 30j Abs 5 GmbHG als Richtschnur heranzieht. Diese Normen ent-
halten zweifellos im 'Wesentlichen 

,,ungewöhnliche" Geschäfte, wobei aber der gesetzliche
Katalog einerseits stark lückenhaft ist und andererseits die Gestaltung der teilweise erforderli-
chen Betragsgrenzen ja auch Einfluss darauf hat, ob das Geschäft uU noch dem Tages-
geschäft zuzurechnen ist oder nicht. Eine Gestaltung in der Stiftungsurkunde, die nur mit
der Generalklausel der,,über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb hinausgehenden" bzw ,¡tn-
gewöhnlichen" Geschäfte arbeitet, wäre freilich nicht nur unklug, sondem uE auch zu unbe-
stimmt und wohl nicht eintragungsfähig. Es ist daher unbedingt anzuraten, den Katalog der
zustimmungspflichtigen Geschäfte und Maßnahmen so detailliert wie möglich zu gestálten;
eine Ergänzung durch die besagte Generalklausel ist aber unbedenklich und auch sinnvoll.

Bedacht werden muss freilich, dass die Beurteilung eines Geschäftes als ,,über den ge-
wöhnlichen Geschäftsbetrieb hinausgehend" in der Untemehmensträgerstiftung die Tatsache

84 Ygl Karolh.ts in FS Reischauer 223.
8s YglArnold¡¿, PSG3 ç 14Ftz32.

:: vgl oGH 6 ob 4gl07k GesRZ 2008,163 (Arnotd 1/.) und 6 ob 50l07gGesRZ 2008,163 (Arnotct N.).87 YglArnotct ¡'1, PSG3 S 14 Rz 38.
88 Ygl Arnold ry, PSg' $ 14 Rz 34; Briem in Kalss, Aktuelle Fragen des Stiftungsrechts 86 ff .mit einem

sehr guten Muster für einen Katalog zustimmungspflichtiger Geschäfte.8e Ygl Doralt P. in Kastnerlstoll, cmbu a Co ÈCt 2z3;"Schima G.,Der GmbH-Geschäftsfi.ihrer und der
Wille des Mehrheitsgesellschafters, GesRZ 1999, 100 (106 fÐ mwN; KoppensteinerlRi)fl1"", G-bttcl
S20Rz4.
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benicksichtigen muss, dass die wesentlichen Aktivitäten ja in den operativen untemehmenpassìeren und nicht in der Stiftung selbst. Deren vorstand verwaltet bzw führt die Beteiligun-gen und übt daher in Bezug auf die Beteili ¡ungsuntemehmen vor allem die Gesellschafter-rechte der Stiftung aus (siehe dazu unten).

orbehalte beziehen sich nur auf das Innenverhältnis; ein ohne ZustiÍìmung
t des Vorstands ist dennoch nach außen hin wirksaáno quon Fällen der Kol_

äfte kann direkt in der Stiftungsurkunde ver_
Änderungsmöglichkeit wohl reiativ unflexibel

die Kompetenz eines Organs/des Stifters fest_
r Geschäftsordnung zu erlassen und, zu modifi_
n ebenfalls für zulässig erachtet.s2

ob y;5#ffii"åïi:Täil,,::1lJ.åJii¿î..?:f;i??
wa die Ausübuns
Zustimmung eines Dritten zu binden. Für de
mensanteilen ist dies uE unproblematisch,
vermögen idR außergewöhnliche Geschäfte
mung des AußichfT3les unterliegen (vgl $ 95 Abs 5 z r oder auch z 4 AktG bzw g 30jAbs 5 z l' 4 GmbHG). Der Stiftungsvorstand wird dadurch nicht über Gebühr im Tages-geschäft eingeschränkt. e3

Bei der Bindung der Leitungstätigkeit des
(zB eines mit Begünstigten besetzten Beirate
der Tätigkeitsbereich von Unternehme
gen halten, wohl hauptsächlich in der

ea Die Stimmabgab"e dur"h den stiftungsvorstand als Eigentti-
der Hauptversammlungen oder per ùmlaufbeschluss) 

"daher

eines anderen Organs zu binden,lst wohl unzulässig .sí Robert

Die Pflichtenbindung des Vorstandes einer Schima/Tbscani

90

9l

92

o1

94
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Beschlussfassung- über weisungen an Geschäftsführer einer Beteiligungsgesellschaft eine ge-
ä::ifjtTii,gnr1:; 

ttiftungsvõrstands an die nntsctr.iã.,ng eines uã¿.i.,iorgans zu weit ge-

Geht man im oben dargelegten sinne davon aus, dass den Stiftungsvorstand bindende Zu-stimmungsrechte zB eines=Bei"rates bei ,,ungeworrrriãrr.r Geschäften,, (vor deren Durchfüh-rung auch die Geschäftsfi.ihrer einer GmbH ¿i. c.r.iir.t utzulässig verankert werden können, dann muss es bei der unte müssen)
darauf anr<ommen, ob das konlo.il êeschaft in ã., åfåtirr.n letztlich
mindest flir die u,ternehm.tttg*pf1als..über ¿." g.rrtilrnlichen Geschäftsberriebffi;*-gehendes Geschäft anzusehen Ñ ó; Beteiligung.untñ.n-.n rn uni"-årr-ensträgerstiftun-gen primär in der Rechtsform von^ GmbÈs ieflihrt we_rden, unterliegen ungewöhnlicheGeschäfte der Beteiligungsgesellschaften nu.n f;.t-lãã"narr. und unabhängig von der Aus-gestaltung des Gesellschãftõvertrag., qgl 

"otung.hånå.i Zusrimmung des Sriftungsvorstan-des (unterstellt man eine 100%oig.î.t.ltigung dãr iiìnongl.r, An di;;rsiit_ung eines (Be_günstigten-)Beirates in der stiñung kön"nte"vo. illä Hintergrund daher vor aliem die

weise aber auf die Bedeutung
Geschäfte in einer zB kleinen ì
se, nicht aber im Rahmen der gesellschaft, die zwar fiir die_
sind, wohl ni.rtf* die Zustimmung eines Sriftungs-Beirares ,ätm:ï#å|îungewöhnlich

vor allem bei Familienuntemehmen oft gewünscht und uE auch zulässig ist ein Zustim-Beirates; zu dessen Zusammensetzung siehe_ rogrffiîei Beschlüssen,ieder in Beteiligungsuntemehmen besteilt oder ãuu.*r.r, werden. Der_
Zustimmungspnicht in*iii::iåi'-.,îi:Tf;:iä'å".ïå:f'årlJ.î:..11"ff'll'.*i*Íoi'tr
der Gesellschaftenechte bzw s"inãs Tãgesgeschäftes nicht über Gebühr einschränl<en.

Schima/Toscani

uE auch in der konkreten
vorstands gewesen, da sich
nehmen beschränkte.

lII. Gestaltungsmö glichkeiten der pflich

auf die

tenbindung des Vorstandes

des Tagesgeschäftes des Stiftungs-
an emem etnzigen Unter-

elne

96

97

98

99

s Stiffungsrechts gg.

r, GmbHG $ 20 Rz 25 mwN.
nn haf der Stiftungsvorstand natrirlich
e nach g 34 GmbHG herbeizuführen, Stiftung

Vgl auch Briem in Kalss, Akfuelle Fragen des Stiftungsrechts g7

ln elner
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Die Pflichtenbindung des Vorstandes einer Unterrehmensträgerstiftung Schima/Toscan

3. Eefugnisse von Eegûinstigten-Beiräten in der stiftung oder in
Bef eiligun gsunternehmen

Die oben näher skizzietl;en Zustimmungs- und Weisungsrechte kann der Stifter durch Ver.
ankerung in der Stiftungserklärung nicht nur sich selbst vorbehalten, sondern diese auch ei-
nem anderen Organ, meist einem Beirat, einräumen. Die Einrichtung eines mit Begünstigten
besetzten Beirats wird in der Regierungsvorlage zur Stammfassung ães pSG ,ogu.ã1, ,,para-
debeispiel" dafür angeführt, wie der Stifter den Begünstigten (trotz der Unvereinbarkeits-
bestimmungen des $ 15 Abs 2 psc) eine gewis.. vtitb.riimmung in si-
chern kann.r', Ein mit Zustimmungsrechten ausgestatteter Beirat ng
haben,r.r was voraussetzt, dass die Einrichtung desÞeirats und seine g
Abs 2 z 4 lYm $ 10 Abs 2 PSG in der Stiftungsurkunde geregelt sind.r'2

Bei der Zuweisung von Kompetenzen an sonstige Organe gem $ 14 Abs 2 pSG darf der
n. Das bedeutet zB, dass zur Geschäftsflihrung
des Stiftungszwecks, nur, der Vorstand befugt
rtretungsbefugnis eigenständig auszuüber; so-
trollierende Kompetenzen übrig bleiben.r0a

Der zulässige Umfang von Weisungs- und Zustimmungsbefugnissen wurde oben schon
erörter1. Besonderes Augenmerk muss bei der Übertragung di.r", Èefugnisse auf einen Beirat
jedoch bei dessen Zusammensetzung gelegt werden. Ñu.ñ der Rsp dtiifen nämlich mehrheit-
lich mit Begünstigten besetzte Beiräte nicht jede Art von Kontroil- und überwachungsmaß-
nahme ausüben:

u) zusummensetzung eines Begünstigten-Beirøtes in der stiftung
Organs gem $ 14 Abs 2 pSG hat der Stifter

sbesondere zur Abberufung von Vorstandsmit-
esetzten Beiräten wurden im Schrifttum in den
cheidung" des OGHr06 heftig diskutiert.'07 Als

Antwort auf diese Kontroversen, auf die hier wegen ãer bereits bestehen-den umfassenden
wissenschaftlichen Aufarbeitung des Themas nichi näher eingegangen wird, novellierte der
Gesetzgeber mit dem BudgetbegleitG 201lros einige Bestimmuãg.i d., pSc und verfügte
somit inBezug auf manche Streitfragen die erhoffte Klarstellung.ioe Betreffend die ,,weiteren
Organe" der Privatstiftung schreibt $ 14 Abs 4 PSG nun vor, dáss bei Entscheidungen eines
solchen Organs über die Abberufung von Mitgliedern des Stiftungsvorstands ohne *i.htig"rt

Sinn, weil erst durch die Betrauung mit

,Ë.f* f, ::äå3 ffi,:i iËru;:':tt:
i, ecolex 2010, 58 f; Arnold M, pSG3 g 14 Rz l4c,

n einzelnen Organen per Gesetz zwingend zugewie-
werden, vgl Arnold ¡¿, pSG3 $ 14 Rz 2g.

15.

)

ton 
Y*l Arnold N., PSG3 $ .11Rt 76e; zur Novglþ im Allgemeinen und hinsichtlich der erhofften Klarsreltung
durch den Gesetzgeber kritisch Briem, pSR 2011ß,6 (7 Ð.
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Schima/Toscani III. Gestaltungsmöglichkeiten der pflichtenbindung des Vorstandes

Grund isd $ 27 lxbs 2 PSG den Begünstigten (bzw deren Angehörigen oder von diesen mit
der Wahrnehmung ihrer Interessen beauftragten Personen, vgl $ 15 ÀUr Z und 3a pSG) nicht
die Mehrheit der Stimmen zukommen darf.

Der Gesetzgeber stellte in den erläuternden Bemerkungen zù Regierungsvorlage aus-
drücklich klar, dass die Novellierung von $ 14 PSG nichts daran geändert habé, dass weitere
Organe grundsätzlich mit einer beliebigen Anzahl an Begünstigten besetzt werden können,
und dass diesen Organen weiterhin die Befugnis zur Bestellung und Abberufung aus.wichti-
gem Grund, sowie Zustimmungsrechte zu Geschäftsführungsmaßnahmen des Vorstands ein-
geräumt werden könnten. I ro

Nichtsdestoweniger blieb der OGHr" auch nach der Novelle bei seiner Rsp, nach der ein
Beirat mit über Kontroll- und eingeschränkte V/eisungsrechte ,,weit" hinausgehenden Kom-
petenzenttz ,,außichtsratsähnlich" sei, sodass auf ihn auch die Besetzungs - brw Unvereinbar-
keitsbestimmungen für den Außichtsrat gem $ 23 Abs 2 PSG analog ãnzuwenden wären.rr3
Die Außichtsratsähnlichkeit eines Organs iSd $ 14 Abs 2 PSG bemisst sich nach dem in
$ 25 Abs I PSG dem Aufsichtsrat zugewiesenen Aufgabenkreis,lra zu dem auch (per Verweis
auf $ 95 Abs 5 Z 1,2,4-6 AktG) Zustimmungsrechte für Geschäftsflihrungsmaßnahmen ge-
hören. Sobald also einem Organ derartige Zustimmungsrechte betreffend Geschäftsführunls-
maßnahmen eingeräumt werden und diese nicht nur völlig untergeordneter Natur sind, ist ãuf
der Grundlage der vom OGH vertretenen Meinung wohl davon auszugehon, dass ein auÊ
sichtsratsähnliches Organ iSd Rsp vorliegt und dessen Mitglieder daher maximal im Ausmaß
der Hälfte Begünstigte oder ihnen gleichgestellte Personen (vgl $ 23 Abs 2,2. SatzpSG) sein
dürfen.r15

Um nun angesichts dieser (wenngleich fragwürdigen) Rsp ,,auf der sicheren Seite,. zu
sein, sollte ein Beirat mit ,,außichtsratsähnlichen" Funktionen, dh mit 'Weisungs- 

oder Zu-
stimmungsrechten für bestimmte Geschäfte, nicht mehrheitlich mit Begünstigten etc besetzt
sein. ll6

Für Csoklich erglbt sich aus dieser Entscheidung des OGH im Gegenzug aber atch - zu
Recht - zumindest die Zulässigkeit, den Stiftungsvorstand bei sämtlichen in $ ls nUr 5 AktG
aufgezàhlten Geschäften an die Zustimmung eines anderen Organs zu binden.rrT Auch bei ei-
nem AG-Vorstand zweifle niemand an dessen Unabhängigkeit, nur weil er bei bestimmten
Geschäften die Genehmigung des Außichtsrats einholen müsse.

Wie oben dargelegt, ist gegen einen an $ 95 Abs 5 AktG bzw g 30j Abs 5 GmbHG an-
gelehnten und gegebenenfalls an die Verhältnisse der jeweiligen Stiftungangepassten Katalog

h).

ermögens sowie bei der Bestimmung der Begünstigten

en des Stiftungsrechts I (8 ff); Csoklich,pSF.20l3l42

); 6 Ob 42109h GesRZ 2009,3j2 (Hochedtinger).

,.^ gesterten Beiratsmitgliedern vgl B,¡"^ inttKÎfl,tJfå,""t:îåi:tJäJ3iffi'fËÏå,ilåtrïäit 
diesen gleich-

117 
Cs oklich, PSF. 20ß142 ( I 80) (Þntscheidungsbesprechung).
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Die Pflichtenbindr"rng des Vorstandes einer Untetnehmensträgerstiftung

rr8 Vgl zu dieser l(onst 10121 (lI4 Ð.
ru yi1 Briem tn Kalss, tiftr,rngsrechts 93 I _
,tu Vgl Karollus inFS , in l{olsr, AklLrelle Fragen des Stiftungslechts 93 f'

t't Vgl Kcu'ollt'ts in FS Reischater 223'
t22 vgl Arnolcl ¡/., PSG3 $ 14 Rz 32,39.

Schima/Toscatti

znstimmungspflichtigel Geschäfte rechtlich nichts einzuwenden, sondern müsste es richtigel-

weise sogaf z'lässig sein, clen stiftLrngsvorstand einer (untetnehmenstt'äger'-)StiftLrng generell

bei der.vomahme von über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb hinar,rsgehenden Geschäften

und Maßnahmen an eine Beiratszustimmung zu binden'

b)Begünstigten.Beirutintseteiligungsunternelxmen

Angesichts der anhaltenden ,,begünstigtenfeindlichen" Rsp des obersten Gerichtshofs unci

del dadurch henschenden Rechtsunsichelheit ä

trollorganen und deren Befugnisse in der

bestimmung durch Begünstigte gesucht wel

des Stiftungslechts ulngangen welden können,

von der Stiftung in die Þetéiligungsgesellschaft(en)' 
L'8

Die Zulässigkeit des Beirats richtet sich dann nach Gesellschaftsrecht; die Begünstigten

der Privatstiftung können so Einfluss auf die

indirekt auf den wirtschaftlichen Erfolg der P

ten Zuwendungen einwirken. Die Mitbesti

schaftsvefirag oder in einer Geschäftsordnun

stimmte Gesõhafte dessen Zustimmung unterworfen'IÌe

Eine noch unmittelbarele Beeinflussung der Geschicke von zuffr Stifturngsvermögen gehö-

renclen unternehmen(-sbeteiligungen) Áiå,'ffiir{;:,tjiìl
temehmet'familie angehören) Organmi

schaften sind. Auch-solche Vorkehrun getroffen werden'

inclem dem vorstand bei der Ausübung clel Gesellschafterrechte in Fragen del Besetzung der

vertretungsorgane zB die vorgabe geãracht wird, Mitglieder der untemehmerfamilie(n) bei

entsprechãndJr Eignung und Interesse vorangig zu Organmitgliedern zu bestellen'

In jedem Fall hat del Stiftungsvorstand d

wachen und zur Erfüllr-rng des StiftLrngszwe

schafterrechte einzugreifen'r20 Die Existenz ei

rung clurch Begünstigte in Beteiligungsuntem

4. Folgen des verstoßes gegen weisungen oder Zustimmungsvorbehalte

oben wurde erör1efi, dass der Stiftungsvorstand auch bei (dem Umfang nach grundsätz-

lich zulässigen) V/eisungen oder Zusti

bzw die Verweigerung einer gebotenen

n.12r Gesetzwidrige Maßnahmen darf et ltolz

hren]22 Auch eine Weisung des/der Stifter(s)'

ren, selbst wenn der/die Stifter sich das An

hat/haben. Selbst cler Stifter kann hier die
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sondem muss den (formell aufwendigen) Weg gem $ 33 Abs 2 pSG gehen, um den StiÊ
tungsvorstand verpflichten zu können.r23 Dass die Realität in vielen Stfrungen anders aus-
sieht, ist klar.

Während eine berechtigte Verweigerung der Durchführung von'Weisungen oder vom Bei-rat genehmigter Maßnahmen daher rechtmäßig ist, verwirkliJht der stiftunlsvorstand bei un-
berechtigter Missachtung eine Pflichtverletzuig, d'ie zûr Abberufung aus d.ï Mandat und al-lenfalls zur Haftung für der Stiftung daraus enistandene Schäden flihren kann.r2a ,

Abgesehen von diesen (stiftun n eines Verstoßes gegen 
.Weisungen 

undZustimmungsvorbehalte stellt sich eren Wirkurrg.n ,ru".liaußen: Werden die
Geschäftsflihrer einer Beteiligungs wenn sie eine Wãisung des den Alleingesell_

zw eine Weisung der Gesellschafterversafilm_
after ist) befolgen, gegenüber der Gesellschaft
ei, wenn der Stiftungs-Vorstand sich über eine

ung des Beirates hinweggesetzt oder diese gar
von vomherein nicht eingeholt hat?

Diese Frage ist uE mit Ja zu beantw
dem Verstoß des Stiftungsvorstands und
der
vor
das

,' i"..'i,,äíffiiJ?i:ii,.i..*îi"fli.båî1
ss ftsführer der Beteiligungsgesellschaft) dürfen

auf die Vertretungsbefugnis des Vorstands vertrauen.

5. Änderungsrecht oder -pflicht des Stiftungsvorstands nach $ 33 Abs 2,
2. Satz PSG?

stand für eine im Interesse der privatstiftung
Organs einzuholen verpflichtet ist, das zu_

sunfáhig" ist und die Zustimmung nicht er_
seinem Vortrag bei der Tagung zum 2}_jafuigen

Jubiläum des Privatstiftungsges etzes.t2. Die Lösung, die zollner für dieseÍälle vorsieht, ist
einigermaßen überraschend und wurde vom Erstautor in der an den Vortrag anschließenden
Diskussion auch kritisch hinterfragt. Zollner ist der Ansicht, dass bei muígemoer Zustim-mung des dazu befugten Organs der Stiftungsvorstand die Maßnahme auch ohne Zustim-
mung durchführen könne, ohne eine Pflichñèrletzung zu begehen. Er leitet dies aus $ 33
Abs 2, 2. satz PSG ab, wonach der stiftungsvorstanã nicht nur
stimmten Fällen eben auch die pflicht häLre, die Stiftungserklärung
der Privatstiftung abzuändem.r28 Dem kann nur eingesclränkt 

^:,gedungsunfähigkeit" liegt sicher nicht vor, wenn die Beirats - bzw õrganmitglieder der Maßnah-

Schima/Toscani lII. Gestaltungsmöglichkeiten der pflichtenbindung des Vorstandes

ch eingehend Karollus in FS Reischauer 209.
(2005) $ 1017 Rz 13.

); Arnold ¡¿, pSG3 $ 14 Rz 35.
frtr Zivil- und Untemehmensrecht und dem Verband

Kalss, Aktuelle Fragen des Stiftungsrechts 41 (4g fÐ.
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Franz Hetbich wäre am27.9.2014 90 Jahre att geworden. Aus diesem Antass würdigen
die Autoren der Gedenkschrift aus unterschiedtichen Bereichen der Rechts- und Wirt-
schaftswissenschaft mit ihren Beitiägen das Lebenswerk von Franz Hetbich.

Die Beiträge bef assen sich mit aktuetlen Fragen hauptsächtich aus jenen beiden Rechts-
gebieten, mit denen sich Franz Hetbich während seines Berufstebens ats Wissenschaft-
ler und ats Rechtsanwalt intensiv auseinandergesetzt und deren Entwicktung er f mit-)
geprägt hat, dem Privatstiftungsrecht und dem Umgründungsrecht.

Die Gedenkschrift ist in drei Kapitet geteitt:

. Der attgemeine Teit enthätt Beiträge zum zwischenstaattichen Steuerrecht und zum
U msatzsteuerrecht.

. Der Stiftungsteit enthätt sowohI Beiträge zum Privatstiftungsrecht, wie beispietswei-
se über die Aklivitäten von Franz Hetbich zur Entwicktung des Privatstiftungsrechtes,
die Begünstigtenstettung und die Substiftung, ats auch steuerrechtliche Stettungnah-
men, und einen Beitrag über die Beziehung zu liechtensteinischen Stiftungen.

. Der UmgründungsteiI enthäLt unter anderem Vorschtäge zu Verbesserungen des
Umgründungssteuerrechtes und Stettungnahmen aJr Earn-0ut-Probtematik, zu den
Ausschüttungsfiktionen und zum Gestattungsmissbrauch.
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